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(Nr. 10552.) Geſetz, betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. Vom 29. Auguſt 
1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
91. 

Wer in außerpreußiſchen Lotterien, die nicht im Königreiche Preußen zu⸗ 
gelaſſen ſind, ſpielt, wird mit Geldſtrafe bis zu 600 Mark oder im Nicht⸗ 
beitreibungsfalle mit Haft beſtraft. 

§ 2. 


Wer ſich dem Verkauf oder der ſonſtigen Veräußerung eines Loſes, eines 
Losabſchnitts oder eines Anteils an einem Kofe oder Losabſchnitte der im § 1 
bezeichneten Lotterien unterzieht, insbeſondere auch, wer ein Los, einen Los⸗ 
abſchnitt oder einen Losanteil dieſer Art zum Erwerb anbietet oder zur Ver⸗ 
äußerung bereit hält, wird mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark beſtraft. Die 
gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher bei einem ſolchen Geſchäft oder einer 
ſolchen Handlung als Mittelsperſon mitwirkt. 

Iſt die Zuwiderhandlung durch eine Perſon begangen, welche Lofebandel 
gewerbsmäßig betreibt, oder bei ihm gewerbsmäßig Hilfe leiſtet, oder iſt ſie durch 
öffentliches Auslegen, Ausſtellen oder Aushängen oder durch Verſenden eines 
Loſes, eines Losabſchnitts, eines Bezugsſcheins, eines Anteilſcheins, eines An⸗ 
gebots, einer Anzeige oder eines Lotterieplans oder durch Einrücken eines An⸗ 
gebots, einer Anzeige oder eines Lotterieplans in eine in Preußen erſcheinende 
Zeitung erfolgt, ſo tritt Geldſtrafe von 100 bis zu 1500 Mark ein. 

Jede einzelne Verkaufs- oder Vertriebshandlung, namentlich jedes einzelne 
Anbieten, Bereithalten, Auslegen, Ausſtellen, Aushängen, Verſenden eines Loſes, 
eines Losabſchnitts, eines Bezugsſcheins, eines Anteilſcheins, eines Angebots, 
einer Anzeige oder eines Lotterieplans wird als beſonderes ſelbſtändiges Vergehen 
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beſtraft, auch wenn die einzelnen Handlungen zuſammenhängen und auf einen 
einheitlichen Vorſatz des Täters oder Teilnehmers zurückzuführen ſind. 
SR 
Wer, nachdem er wegen eines der im § 2 bezeichneten Vergehen rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden iſt, abermals eine dieſer Handlungen begeht, wird in 
den Fällen des § 2 Abſ. 1 mit Geldſtrafe von 100 bis zu 1 500 Mark, in 
den Fällen des § 2 Abſ. 2 mit Geldſtrafe von 200 bis zu 2000 Mark beſtraft. 


SA. ; . 

Jeder fernere Rückfall nach vorausgegangener rechtskräftiger Verurteilung 

im erſten Rückfalle zieht Geldſtrafe von 300 bis zu 3.000 Mark nach ſich. 

5. si 

Die Beſtimmungen der $$ 3 und 4 finden Anwendung, auch wenn die 
früheren Geldſtrafen noch nicht oder nur teilweiſe gezahlt oder ganz oder teilweiſe 
erlaſſen ſind; ſie bleiben jedoch ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Zahlung oder dem 
Erlaſſe der letzten Geldſtrafe oder der Verbüßung der an ihre Stelle getretenen 
Freiheitsstrafe bis zur Begehung der neuen Zuwiderhandlung drei Jahre ver⸗ 


floſſen ſind. 
§ 6. 


Wer Gewinnergebniſſe der im § 1 bezeichneten Lotterien in einer in Preußen 
erſcheinenden Zeitung veröffentlicht oder durch öffentliches Auslegen, Ausſtellen 
oder Aushängen bekannt gibt, wird mit Geldſtrafe bis zu 50 Mark beſtraft. 
Gehört der Täter oder Teilnehmer zu den im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen, 
ſo tritt Geldſtrafe von 100 bis zu 600 Mark ein. 

$ 7. 

Den außerpreußiſchen Lotterien find alle außerhalb Preußens veranſtalteten 

Ausſpielungen beweglicher oder unbeweglicher Gegenſtände gleich zu achten. 
$ 8. 

Dieſes Geſetz tritt vier Wochen nach der Veröffentlichung im ganzen Um⸗ 

fange der Monarchie in Kraft. Gleichzeitig wird mit dieſem Tage das Geſetz, 


betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien, vom 29. Juli 1885 Geſetz— 
Samml. S. 317) außer Kraft geſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 29. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. v. Einem. 


EIN 
(Nr. 10553.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend Ausführung des Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 28. Juni 1902. Vom 23. September 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§ 1. 
Hinter dem $ 5 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend Ausführung des Schlacht- 
viej- und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 28. Juni 1902 (eſetz-Samml. S. 229), 
wird folgender Zuſatz eingeſchaltet: 
Die Vorſchriften im Artikel 1 § 2 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 des Ge- 
ſetzes zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom 18. März 
1868, betreffend die Errichtung öffentlicher ausſchließlich zu benutzender 
Schlachthäuſer (Geſetz-Samml. 1868 S. 277), vom 9. März 1881 
(Geſetz-Samml. S. 273) und die auf Grund dieſer Vorſchriften qe- 
faßten Gemeindebeſchlüſſe finden auf das vorſtehend bezeichnete friſche 
Fleiſch keine Anwendung. £ 
2, 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1904 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 
Gegeben Jagdhaus Rominten, den 23. September 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 
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